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Quo vadis Strafvollzug ? 
Limburger Urteil gegen  
Vollzugsbedienstete schockiert

Mehr dazu auf Seite 1 dieser Ausgabe
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Auf Einladung des Personalrates:

Regierender Bürgermeister zu Besuch in der JSA
Einblicke in die vielfältigen Aufgaben der Jugendstrafanstalt

Zu einem Informationsbesuch hat der 
Regierende Bürgermeister, Michael 
Müller, Anfang August die Jugend-
strafanstalt Berlin besucht.

Die Einladung, die der örtliche Perso
nalrat ausgesprochen hat, wurde ger
ne angenommen und wurde zu einem 
intensiven Austausch sowohl mit den 
jugendlichen Inhaftierten, als auch mit 
den Beschäftigten und der Anstaltslei
tung genutzt.

Auf dem Programm stand die Besich
tigung von zwei Betrieben. Einmal die 
Tischlerei und die Zweiradwerkstatt. 

Zudem wurde als wichtige Einrichtung 
die Sozialtherapeutische Abteilung auf
gesucht. Der Eintrag in das „goldene 
Buch“ der Anstalt war natürlich Pflicht
programm. 

Bei dem sehr umfangreichen Pro
gramm konnte sich der „Regierende“ 
einen guten Eindruck von den vielfäl
tigen Aufgaben im Jugendstrafvollzug 
verschaffen. Auch konnten die vielen 
Tätigkeiten der Kolleginnen und Kol
legen, von der Schule bis zu Sicher
heit dargestellt und auf die besondere 
Bedeutung der Jugendstrafanstalt für 
die Gesellschaft und die Jugendlichen 

hingewiesen werden. Nach der gro
ßen Geburtstagsparty zum 30jährigen 
Bestehen der JSA war der Besuch des 
Bürgermeisters sicherlich ein weiteres 
wichtiges Datum in der Geschichte der 
JSA. Dank an den Personalrat und die 
Kolleginnen und Kollegen vor Ort, die 
dies möglich gemacht haben.

V.l.n.r. Herr Borchert (AL), Frau Adolph (LBQ), Frau Gerlach (Staatssekretärin) + Stab, Herr Müller 
(Reg. Bürgermeister von Berlin).  Fotos (2): BSBD Berlin

Michael Müller, Regierender Bürgermeister (l.); 
Thomas Bestmann, Personalratsvorsitzender 
und stellv. Landesvorsitzender BSBD Berlin.

BSBD Berlin verurteilt Brandanschlag aufs Schärfste
Randalierer beschädigten Autos von Vollzugsbediensteten – Großer Sachschaden

Der BSDB Berlin hat den Brandan-
schlag auf das Auto einer Kollegin 
aus dem Justizvollzug Ende Juni auf 
das Schärfste verurteilt.

Nach Informationen der Polizei hat es 
sich um eine gezielte Tat gehandelt, bei 
der das Auto vollständig ausgebrannt 
ist. „Gott sei Dank hat die Kollegin kei
nen persönlichen Schaden genommen. 
Allerdings ist der Sachschaden sehr 
groß“, äußerte sich der Landesvorsit
zende des BSBD Berlin, Thomas Goiny, 
zu dem sinnlosen Vorfall. Zu dem An
schlag hat sich offenbar eine linksex
tremistische Organisation bekannt, und 
die betroffene Kollegin hatte auf dem 
Weg zur Dienststelle Dienstkleidung 

getragen. Der BSBD Berlin empfiehlt 
deshalb allen Beschäftigten, besondere 
Wachsamkeit beim Fahren in Dienst

kleidung walten zu lassen und sicher
heitsrelevante Vorfälle und Beobach
tungen unverzüglich der zuständigen 
Sicherheitsabteilung in den Vollzugsan
stalten zu melden. Dagegen warnt der 
BSBD Berlin vor einer „Kapitulation“ 
des Rechtstaats vor den Attacken extre
mistischer Gewalttäter auf diejenigen, 
die Recht und Gesetz Geltung verschaf
fen. Der Staat und seine Vollzugsorgane 
müssten weiterhin „Flagge“ zeigen 
und sich der Bevölkerung zu erkennen 
geben. Wie zwischenzeitlich bekannt 
wurde, sind die Autoscheiben eines Kol
legen vor seiner Vollzugsanstalt einge
schlagen worden. Täter unbekannt. Es 
zeigt, dass die Beschäftigten des Justiz
vollzuges auch immer wieder Ziel von 
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Einkommensrunde 2019

BSBD Berlin erwartet  
schwierige Verhandlungen
Berliner SPD für schrittweise Anpassung an die Besoldung des Bundes

Die Einkommensrunde mit den Län-
dern zum TV-L (Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder, TdL) und zum 
TV-H (Land Hessen) wird Anfang 
2019 beginnen und wirft schon jetzt 
seine Schatten voraus. Anfang Sep-
tember hatte daher der dbb zu ei-
ner Streikleiterkonferenz geladen, 
an der auch der Vertreter des BSBD 
teilgenommen haben. Für Berlin ha-
ben der Landesvorsitzende Thomas 
Goiny und der Landestarifvertreter 
Bernd Loran teilgenommen.

Um sich bereits jetzt auf die kommen
den Tarifverhandlungen vorzubereiten, 
hatte der dbb zu einer Streikleiterkon
ferenz Anfang September in Berlin 
eingeladen. Dabei wurden die organi
satorischen Abläufe, von den internen 
Vorbereitungen, über die Forderungs
findung innerhalb des dbb und seiner 
Fachgewerkschaften, bis zu den Tarif
verhandlungen besprochen und abge
stimmt. Auch die Durchführung von 
Streikmaßnahmen wurde dargestellt.
Volker Geyer, dbb Fachvorstand Tarif

politik, informierte die mehr als 70 Teil
nehmerinnen und Teilnehmer zunächst 
über die allgemeine tarifpolitische Lage, 
insbesondere bezüglich der TdL.

Hier spiele der Abbruch der Tarifver
handlungen über eine Entgeltordnung 
zum TVL durch die Arbeitgeber eine 
entscheidende Rolle.

Geyer stellte zudem fest, dass durch 
den Abstand der Entgelttabellen des 
TVL zu den Tabellen des TVöD bereits 
jetzt klar sei, dass ein ganz erheblicher 
Nachholbedarf bestehe. 

Dies sei insbesondere die Folge des 
sehr guten letzten Abschlusses mit 
Bund und Kommunen zum TVöD zu Be
ginn des Jahres 2018. Der dbb Tarifchef 
betonte außerdem, dass bei Einkom
mensrunden nicht nur auf Großkund

Straftaten sind. Das ist nicht hinnehm
bar. Zudem hat der BSBD Berlin vor 
der Sommerpause im Gespräch mit der 
zuständigen Fachabteilung erneut die 
Forderung gestellt, auch endlich dafür 
Sorge zu tragen, dass die Bediensteten 
in ihrer Dienstkleidung neben der BVG 
auch die SBahn und die Deutsche Bahn 
kostenfrei nutzen können. 

Hier bedarf es einer politischen Ent
scheidung des Senats im Rahmen der 
Vereinbarung mit dem Verkehrsverbund 
Berlin / Bran denburg ( VVB ). Nach Aus
sagen der DB geht es dabei ausschließ
lich um die Kos tenerstattung innerhalb 
des Verkehrs verbundes. 

Hier erwartet der BSBD Berlin, dass 
sich der Justizsenator für die Umsetzung 
einsetzt.

Wir werden uns weiterhin für einen 
umfangreichen Schutz der Kolleginnen 
und Kollegen und deren Angehörigen 
einsetzen. Das gilt auch für den Schutz 
der persönlichen Daten. Der Justizvoll
zug ist ein wichtiger Bestandteil unseres 
Rechtsstaates, der bei solchen Anschlä
gen nicht klein beigeben darf, sondern 
muss mit allen Mitteln dafür Sorgen 
tragen, dass die Täter ermittelt und die 
Beschäftigten geschützt werden. 

„Auch über diesen Weg wird Anerken
nung und Wertschätzung gegenüber den 
Kolleginnen und Kollegen umgesetzt“, 
forderte Thomas Goiny. Landesvorsitzender Thomas Goiny und Bernd Lo-

ran (JVA Tegel), Tarifvertreter des BSBD Berlin 
haben an der Streikleiterkonferenz teilgenom-
men.  Fotos (2): BSBD Berlin
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Motzstraßenfest

BSBD Berlin wieder vor Ort
Werbung für die vielfältigen Aufgaben des Justizvollzuges

CDU-Generalsekretär Stefan Evers (Bildmitte) am Info-Stand des dbb berlin.  Foto: dbb berlin

Auch in diesem Jahr haben Kolle-
ginnen und Kollegen der Fachge-
werkschaften den Informationsstand 
des dbb berlin beim Motzstraßenfest 
(Nollendorfplatz) aktiv unterstützt. 

Zu den vielen Gästen konnte am zweiten 
Tag auch der CDUGeneralsekretär der 
Berliner CDU, Stefan Evers, am Stand 
begrüßt werden. Wir haben dies zum 
Anlass genommen, um auch hier wieder 
Werbung für die vielfältigen Aufgaben 
des Justizvollzuges anzusprechen.

Auch gaben sich diverse Vorsitzende 
von Fachgewerkschaften des dbb be-
amtenbund und tarifunion berlin (dbb 
berlin) am InfoStand ein Stelldichein. 
So konnten neben dem Landesvorsit
zenden des dbb berlin, Frank Becker, 
die Landesvorsitzende der gkl berlin, 
Cornelia Stemmler, der Landesvorsit
zende der DJG Berlin, Peter Liebheit, 
der Landesvorsitzende des BSBD Berlin 
und gleichzeitig stellv. Landesvorsit
zender des dbb berlin, Thomas Goiny, 
die stellv. Landesvorsitzende der DPolG 
Berlin, Sabine Schumann sowie der 
Regionalvorsitzende des Regionalver
bandes der DPVKOM und gleichzeitig 
stellv. Landesvorsitzender des dbb ber

lin, Torsten Jaehne, und außerdem 
die stellv. Landesvorsitzende der DSTG 
Berlin und gleichzeitig stellv. Landes
vorsitzende des dbb berlin, Sandra 
Kothe, begrüßt werden. 

Ebenfalls zur Unterstützung am 
Stand kam die Vorsitzende des Gesamt
personalrates Finanzen, Martina Rie-
del. Darüber hinaus standen weitere 
zahlreiche Kolleginnen und Kollegen 
aus den Fachgewerkschaften für die 
mehreren hundertausend Besucher des 
Motzstraßenfestes zur Information aus 
erster Hand zur Verfügung. 

Besonders gefreut haben wir uns auch 
wieder über die Teilnahme von Vertre
tern des DBSH (Deutscher Berufsver
band für Soziale Arbeit), die aus Nord
rheinWestfalen und dem Saarland extra 
für diese Veranstaltung angereist waren. 
Vielfach konnte mit Beschäftigten über 
die Situation des öffentlichen Dienstes 
diskutiert werden. Zudem gab es diver
se Anfragen zu Ausbildungsberufen im 
öffentlichen Dienst. 

Eine weitere große Standaktion, die 
der BSBD Berlin im Rahmen seiner Öf
fentlichkeitsarbeit unterstützt hat, war 
der „Tag der offenen Tür“ bei der Berli
ner Polizei am 23. September 2018.
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gebungen und große Demonstrationen 
gesetzt werden sollte, sondern auch 
viele kleinere Aktionen entsprechende 
Wirkung erzielen könn ten.

„Wir müssen den Arbeitgebern klar-
machen, dass wir – Beamte und Ta-
rifbeschäftigte – als ein Block zusam-
menstehen“, gab Friedhelm Schäfer, 
dbb Fachvorstand Beamtenpolitik, den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit 
auf den Weg. Wie in der Vergangenheit 
werde auch in Zukunft vom dbb ein 
ganzheitlicher Ansatz für beide Sta
tusgruppen bei der Einkommensrunde 
verfolgt. Gerade weil die Übertragung 
des Tarifergebnisses auf die Kommu
nal und Landesbeamtinnen und be
amten in manchen Bundesländern 
nicht immer gelinge, sei es wichtig, 
dass auch die Beamtinnen und Beam
ten bei Demonstrationen während der 
Tarifverhandlungen bereits Präsenz auf 
der Straße zeigen. Nur so könne ausrei
chend Druck aufgebaut werden.

Das handwerkliche Grundgerüst vor 
und während Streiks wurde den Teil
nehmerinnen und Teilnehmern vom 
dbb Geschäftsbereich Tarif und vom 
dbb Geschäftsbereich Kommunikation 
vermittelt.

Ergebnis wie 2017 ausgeschlossen
Der BSBD Berlin erwartet schwierige 
Verhandlungen. Bereits vor der Som
merpause hatte Finanzsenator Matthi-
as Kollatz bei einer Personalrätekonfe
renz klar gemacht, dass es ein ähnliches 
Ergebnis, wie in diesem Jahr beim Bund 
und den Kommunen abgeschlossen 
wurde, nicht geben wird. Einzelne Be
rufsgruppen sollen aber profitieren.

„Was danach übrig bleibt, wird dann 
auf die Tarifbeschäftigten verteilt. Es 
bleibt spannend, ob das Ergebnis für 
die Beamten/innen dann im kommen
den Jahr auf den 1. April 2019 vorge
zogen wird und wie sich dadurch das 
bundesweite Ergebnis neu berechnet“, 
äußerte sich der Landesvorsitzende 
Thomas Goiny. Der Vorschlag inner
halb der Berliner SPD, schrittweise die 
Besoldung an die des Bundes anzupas
sen, wird vom BSBD Berlin ausdrück
lich begrüßt.

Mehr Informationen zum Thema 
unter: https://www.dbb.de/ 
arbeitnehmer.html
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Verfassungswidrige Alimentation nicht beseitigt

Erhöhung Sonderzuwendung Tropfen auf den heißen Stein
Die geplante zusätzliche Anhebung 
der Sonderzahlung für die Beam-
tinnen und Beamten in den Besol-
dungsgruppen A 4 bis A 9 kann die 
längst überfällige Erhöhung der 
Grundbesoldung in Berlin nicht er-
setzen. Das hat der dbb berlin gegen-
über Finanzsenator Matthias Kollatz 
klargestellt. Zwar sei die Maßnahme 
generell zu begrüßen, jedoch als In-
strument zur Beseitigung einer ver-
fassungswidrig zu niedrig bemes-
sener Alimentation ungeeignet. 

Konkret sieht der Entwurf eines Zwei
ten Gesetzes zur Änderung des Son
derzahlungsgesetzes (2. SZÄndG) eine 
Anhebung der Sonderzahlung in den 
Besoldungsgruppen A 4 bis A 9 um 250 
Euro auf 1.550 Euro – statt der bislang 
in 2018 vorgesehenen 1.300 Euro vor. 
So weit, so gut – wenn nicht die gera
dezu realitätsferne Begründung der 
Maßnahme aufhorchen ließe, wonach 
der Besoldungsabstand der unteren 
Besoldungsgruppen des Landes Berlin 
zu denen der anderen Bundesländer 
und des Bundes abgebaut werden soll.

„Das ist allenfalls ein Tropfen auf 
einen heißen Stein“, kommentiert der 
dbb Landeschef Frank Becker. „Offen
bar will der Senat mit der auf gerade 
einmal 20 Euro brutto im Monat zu 
beziffernden Verbesserung die Ver

fassungswidrigkeit der Alimentation 
in den unteren Besoldungsgruppen 
auf allerniedrigstem Niveau vermei
den.“ Ob das gelingt, ist allerdings 
äußerst zweifelhaft. Das Abstands
gebot wird missachtet, denn mit der 
erhöhten Sonderzahlung ausschließ
lich für die Besoldungsgruppen A 4 
bis A 9 im Jahr 2018 droht ein neuer 
Konflikt mit der Verfassung, das jetzt 
schon unterschrittene Abstandsgebot 
zwischen den Besoldungsgruppen 
A 9 und A 10 wird noch stärker ver
nachlässigt. Tatsächlich schmilzt der 
Abstand zwischen A 9 und A 10 allein 
im Eingangsamt von 175 Euro auf 120 
Euro monatlich und bildet damit die 
unterschiedlichen Anforderungen an 
die Ämter besoldungsrechtlich nicht 
verfassungskonform ab.

Dem Ziel der Besoldungsanglei-
chung nicht nähergekommen
Besonders besorgt ist der dbb ber
lin jedoch darüber, dass das Land 
Berlin seinem Ziel einer Besoldungs
angleichung an Bund und Länder 
bis zum Jahr 2021 wiederum so gut 
wie gar nicht näherkommt. „Bei ei
ner Erhöhung von gerade einmal 20 
Euro brutto/Monat muss man kein 
Rechenkünstler sein, um den fortbe
stehenden Besoldungsrückstand der 
Berliner Beamten auch in den unteren 

Besoldungsgruppen auszumachen.
Denn bereits im Jahr 2017 wurden in 
der Besoldungsgruppe A 8 bei 14 Jah
ren Berufserfahrung in Brandenburg 
knapp 75 Euro, in NRW ca. 153 Euro, 
in Thüringen über 150 Euro und beim 
Bund und in Bayern sogar ca. 330 
Euro mehr bezahlt“, rechnet Becker 
vor. Dieser Rückstand dürfte sich auch 
2018 – trotz der Besoldungserhöhung 
um 3,0 Prozent – nicht wesentlich ver
ringert haben, da den diesjährigen Be
soldungsanpassungen in den zitierten 
Gebietskörperschaften bedeutend hö
here Grundbeträge zugrunde liegen. 

„Auch dass das Land Berlin die Be
soldungserhöhung mit zeitlicher Ver
zögerung erst zum 1. Juni gewährt hat, 
statt wie sonst im Bundesgebiet zum 
1. Januar, ist kontraproduktiv und 
völlig unverständlich in Sachen An
gleichung gewesen“, erinnert der dbb 
Landeschef. Das Land Berlin ist jetzt 
dringend gehalten, die Dienstbezüge 
insgesamt in einem weiteren Schritt in 
2018 linear zu erhöhen, um der Fest
stellung einer verfassungswidrigen 
Unteralimentation durch das Bundes
verfassungsgericht zu entgehen und 
um das selbst gesteckte Ziel bis zum 
Jahr 2021 das Besoldungsniveau des 
Durchschnitts der übrigen Bundeslän
der und des Bundes zu erreichen und 
zu realisieren.

Wichtig: Überlastungsanzeigen nicht vergessen
Nach dem Arbeitsschutzgesetz besteht die Pflicht, den Arbeitgeber vor dem Eintritt eventueller Schäden zu warnen

In der letzten Ausgabe des Haupt-
stadt Magazins des dbb berlin wurde 
über das Thema Überlastungsanzei-
ge berichtet. Immer wieder erreichen 
auch den BSBD Berlin Anfragen zur 
Arbeitsüberlastung im Justizvollzug 
und wie der oder die Einzelne damit 
umgehen soll. Daher geben wir gerne 
die Informationen weiter.

In vielen Bereichen hat die Arbeitsver
dichtung dramatische Formen ange
nommen. Die Gründe hierfür sind viel
fältig. Aber auch wenn die Aufgabenflut 
zu erdrücken droht, für eines sollten 
die von chronischem Personalmangel, 
mangelhaften Arbeitsbedingungen oder 
organisatorischen Mängeln gebeutelten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich 
auf jeden Fall Zeit nehmen, nämlich für 
eine Überlastungsanzeige. Sie schützt 
die Betroffenen vor den Konsequenzen 

von Flüchtigkeitsfehlern, die in andau
ern den Stresssituationen fast unver
meidlich auftreten, und ist ein Weckruf 
für den Dienststellenleiter, für Abhilfe 
zu sorgen. 

Wer überlastet ist, macht Fehler
Tatsache ist, wer überlastet ist, macht 
Fehler und gefährdet sich und andere. 
Leicht kann es dabei auch zu finanzi
ellen Einbußen beim Arbeitgeber kom
men, die rechtliche Konsequenzen und 
Schadensersatzansprüche nach sich 
ziehen können. Eine Überlastungs/
Gefährdungsanzeige schützt vor die
sen gefährlichen Folgen und zeigt dem 
Arbeitgeber auf, wo Gefahrenquellen 
für Leib oder sogar Leben von Beschäf
tigten liegen, finanzielle Ausfälle dro
hen oder im Justizvollzug sogar die 
Sicherheit gefährdet ist. Der Arbeitge
ber muss dann aufgrund der Anzeige 

in angemessener Reaktionszeit für Ab
hilfe sorgen. Für den BSBD Berlin ist 
es wichtig, dass die Beschäftigten vor 
Ort durch entsprechende Hinweise, 
das können auch Vermerke oder auch 
dienstliche Meldungen sein, auf ent
sprechend Gefahren hinweisen.

Nach dem Arbeitsschutzgesetz be
steht sogar eine Pflicht, den Arbeitgeber 
vor dem Eintritt eventueller Schäden 
zu warnen. Die Überlastungsanzeige ist 
deshalb unverzüglich abzugeben, wenn 
eine Gefährdung durch den Beschäf
tigten festgestellt wurde.

Leider verstehen viele Vorgesetzte den 
Sinn der Überlastungsanzeige nicht. 
Es ist keine persönliche Anzeige, son
dern ein wichtiger Hinweis, dass etwas 
im Bereich schief läuft. Dementspre
chend ist eine Anordnung, keine Über
lastungsanzeigen zu fertigen, oder gar 
die Androhung von Abmahnungen in 
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jedem Fall rechtswidrig. So wird im
mer wieder versucht Beschäftigte un
ter Druck zu setzen, um vermeintlich 
falsches Handeln zu verbergen. In der
artigen Fällen sollte sofort die Interes
senvertretung eingeschaltet werden. In 
besonderen Fällen hilft hier auch der 
Rechtsschutz als Mitglied im BSBD Ber
lin als zuständige Fachgewerkschaft für 
den Justizvollzug.

Bei der Fertigung der Anzeige ist zu 
beachten, dass auf jeden Fall Name 
und Arbeitsbereich des Beschäftigten, 
das Datum, die Beschreibung der Situ
ation, sowie die Mindestbesetzung und 
die tatsächliche Besetzung der Stelle 
enthalten sein müssen. Außerdem gilt 
es, die Überlastungsmerkmale und per
sönliche Folgen sowie die Folgen oder 
Gefährdungen inklusiv dadurch nicht 
erledigter Aufgaben aufzuführen. Auch 
bereits erfolgte mündliche Hinweise 
und Abhilfegesuche an den Vorgesetz
ten/Arbeitgeber sollten nicht fehlen. 
Schließlich muss die Überlastungsan
zeige noch mit einer Unterschrift verse
hen werden – und fertig! 

Ein Anzeigenmuster ist unter 
www.dbb.berlin abrufbar.
Der BSBD Berlin hilft: 
Für Rückfragen bitte eine EMail an 
mail@bsbd-berlin.de senden

Willkommen im Berliner Justizvollzug
Ausbildungsordner für alle Neueinsteiger
Er hatte einen langen Vorlauf, der 
Ausbildungsordner, mit dem der 
BSBD Berlin jetzt die neuen Beschäf-
tigten im Justizvollzug willkommen 
heißt. Zusammen mit seinen Part-
nern BBBank und Debeka leistet der 
BSBD Berlin damit effektive Hilfe-
stellungen für die Neueinsteiger und 
stellt gleichzeitig seine Kompetenz 
und Einsatzbereitschaft für die Inte-
ressen der Beschäftigten im Berliner 
Strafvollzug unter Beweis.

Der Ordner informiert brandaktuell 
über einschlägige Vorschriften und 
Gesetze, u. a. Beihilfevorschriften, Be
stimmungen über Vermögenswirksame 
Leistungen und Rechtsgrundlagen, die 
für den Berliner Justizvollzug wichtig 
sind. Die Partner BBBank und Debe-
ka bieten allen Berufseinsteigern ihre 
günstigen Konditionen an. BSBDMit
glieder erhalten sogar noch zusätzliche 
Vergünstigungen.

Leitfaden für Neueinsteiger
Verteilt wird der Willkommensordner 
an die Anwärterinnen und Anwärter 
im allgemeinen Justizvollzugsdienst 
und alle Neueinsteiger in den anderen 
Berufsgruppen im Strafvollzug, so auch 
an Beschäftigte im Werk, Krankenpfle
ge, Sozial und Verwaltungsdienst. 

„Es ist uns wichtig, den vielen neuen 
Kolleginnen und Kollegen im Berliner 

Justizvollzug einen Leitfaden in die 
Hand zu geben, um Ausbildung und 
Einarbeitung in die neue Berufswelt zu 
erleichtern“, erläutert BSBDLandes
chef Thomas Goiny den Willkommens
gruß. „Denn die Tätigkeit im Justizvoll
zug ist eher eine Berufung als ein Beruf. 
Flexibilität und Einsatzbereitschaft an 
365 Tagen im Schicht und Wechsel
dienst verlangen den Beschäftigten viel 
ab.“ 

Der BSBD Berlin will deshalb den 
Neueinsteigern mit Rat und Tat zur Sei
te stehen. Die Erfahrung habe gezeigt, 
dass neue Aufgaben oft mehr Fragen als 
Antworten aufwerfen und zusätzliche 
Erläuterungen notwendig sind, die in 
dieser Form im Justizvollzug nur der 
BSBD Berlin anbietet. „Besonders wich
tig ist auch die rechtliche Absicherung, 
wenn einmal nicht alles rund läuft“, 
weiß Goiny. Denn die Erwartungen 
sind hoch, die Ausbildung anspruchs
voll und besonderes Fingerspitzenge
fühl im menschlichen Umgang gefragt. 
Auch ist der öffentliche Dienst nicht 
immer ein einfacher Arbeitgeber bzw. 
Dienstherr. 

Dazu Thomas Goiny: „Unsere Auf
gabe ist es, die Beschäftigten zu schüt
zen und zu unterstützen. Wir machen 
das gern und gründlich, weshalb der 
Rechtsschutz (inkl. in Strafverfahren) 
ein wichtiger Schutz in der Arbeit des 
BSBD Berlin ist.“

V.l.n.r.: Thomas Goiny (Landesvorsitzender), Thomas Bestmann (stellv. Landesvorsitzender), Silke Fi-
scher (BBBank), Hein-Jörg Schmidt (Debeka).  Foto: BSBD Berlin

Zwei Tage mit den 
Großmeistern der 
Selbst verteidigung
Am 18. und 19. März 2018 hatte die 
DPolG Berlin mehrere WingTsun-
Meister in Berlin, darunter SEK- und 
FBI-Ausbilder und Großmeister Prof. 
Dr. sc. Keith R. Kernspecht. 

Die Mitglieder hatten hier die Chance, 
zu trainieren und die speziellen Fertig
keiten dieser Verteidigungsart zu erler
nen oder zu vertiefen. 

Die DPolG Berlin hatte auch den Mit
gliedern der DSTG und des BSBD Ber
lin die kostenlose Teilnahme an dem 
Kurs ermöglicht, wofür wir als BSBD 
Berlin recht herzlichen Dank sagen. Das 
Seminar bot den Spezialkräften der Po
lizei am Samstag einen ganzen Tag zum 
Training an. 

Am Sonntag hatten dann die Kolle
ginnen und Kollegen aus allen anderen 
Bereichen die Möglichkeit, ihr Wissen 
zu vertiefen. Eine sehr gelungene Ver
anstaltung, die auch im nächsten Jahr 
wiederholt werden soll. 

Wir werden den Termin wieder recht
zeitig bekannt geben.

Euer BSBD Berlin
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